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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Nachdem der Standerat die Revision des Bundesgesetzes liber Filmproduktion und
Filmkultur (Filmgesetz, FiG) in der Herbstsession 2020 aus der Kulturbotschaft 2021-
2024 herausgelost hatte, behandelte er sie erstmals in der Sommersession 2021 im
Detail. In der Zwischenzeit hatte die WBK-SR ihre Vorberatung im Februar 2021
unterbrochen, um weitere Informationen der Verwaltung zu den Auswirkungen der
vorgesehenen Investitionspflicht in unabhangige Schweizer Filme abzuwarten. Ende
April 2021 konnte die Kommission ihre Vorberatung abschliessen.

Wie Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) zu Beginn der Eintretensdebatte
erklarte, stehe der Schweizer Film vor diversen Herausforderungen. So wirden etwa
auslandische Koproduktionen trotz der im Rahmen der Kulturbotschaft 2016-2020
eingefuhrten Filmstandortférderung zunehmend stagnieren. Gleichzeitig steige die
Konkurrenz flr Schweizer TV-Sender durch Online-Streamingplattformen wie Netflix,
die Uberdies trotz enormer Wertschopfung in der Schweiz keiner Filmférderpflicht
unterstiinden. Die aktuelle Gesetzesrevision sollte daher «gleich lange Spiesse fur alle»
schaffen, wie Kulturminister Berset erklarte. Eintreten war derweil unbestritten.

In der Detailberatung schuf der Standerat bei finf Minderheitsantrédgen insgesamt vier
Differenzen zum Nationalrat.

Die erste Differenz betraf die Frage, ob gewinnorientierte Unternehmen finanzielle
Unterstiitzung vom Bund erhalten sollen oder nicht. Dabei folgte der Stdnderat mit 27
zu 17 Stimmen seiner Kommissionsmehrheit und entschied, diese Unternehmen nicht
komplett von der Unterstitzung auszuschliessen, sondern einmalige Betriebsbeitréage,
etwa an spezifische Projekte wie die kommerziellen Filmfestivals in Locarno oder
Zurich, weiterhin zu erlauben. Der Nationalrat hatte entschieden der Version des
Bundesrates zu folgen und diese Unternehmen auszuschliessen. Eine Minderheit um
Johanna Gapany (fdp, FR) hatte erfolglos gefordert, die Unterstitzung ohne
Einschrankungen zu erlauben.

Zweitens stellte sich die Frage, welche Unternehmen von der Investitionspflicht
ausgeschlossen werden sollten. Eine Minderheit Wirth (mitte, SG) wollte hier dem
Nationalrat folgen und Schweizer TV-Anbietende und Netzbetreibende génzlich von der
Investitionspflicht befreien. Eine Kommissionsmehrheit wollte hingegen nur die SRG
von der Investitionspflicht ausnehmen. Deren Ausnahme sei  gemass
Kommissionssprecher Michel legitim, weil sie im Rahmen des Bundesgesetzes Uber
Radio  und Fernsehen  (RTVG)  bereits einen  eigenen,  umfassenden
Filmférderungsauftrag habe. Der Sténderat folgte mit 31 zu 13 Stimmen (bei 1
Enthaltung) der Mehrheit und beschrénkte die Ausnahme auf die SRG.

Am umstrittensten war schliesslich die Frage der Hohe der Investitionspflicht und der
Schaffung einer Ersatzabgabe. Dass es eine Abgabe geben solle, welche Uber vier Jahre
hinweg getatigt werden muss, wie es der Nationalrat vorgeschlagen hatte, sei gemass
Michel in der Kommission als einziges unbestritten - zu den restlichen Punkten lagen
dem Standerat drei Minderheitsantrage vor.

Die Mehrheit der WBK-SR wollte geméss Michel auf die 4 Prozent bestehen und dafur
die Moglichkeit zur Anrechenbarkeit von Werbeleistungen von maximal CHF 500'000
einflhren. Gemaéss Verwaltung wirde dies auf eine Erhéhung der Mittel um etwa CHF 18
Mio. hinauslaufen, was gemass Kommissionsmehrheit angemessen sei. Ginge man
tiefer, sei zu erwarten, dass keine der antizipierten Effekte fUr den Schweizer Film
erreicht werden wirden, wie Michel zu Bedenken gab.

Eine Minderheit GmUr-Schénenberger (mitte, LU) beantragte, dem Bundesrat zu folgen,
die Investitionspflicht auf mindestens 4 Prozent festzulegen und die Moglichkeit einer
Ersatzabgabe beizubehalten. Die Einnahmen aus dieser Ersatzabgabe wirden dann an
das BAK fliessen, welches diese Gelder zweckgebunden fur die Filmférderung einsetzen
sollte. Bereits bei der im Rahmen des RTVG eingeflihrten Abgabepflicht fur Schweizer
TV-Sender sei es kaum zu Ersatzabgaben gekommen, da der Anreiz der direkten
Investition gross genug sei, erklarte Gmur-Schénenberger ihren Antrag. Die
Nachzahlung geméss Kommissionsmehrheit wirde hingegen lediglich zu mehr
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Blrokratie fuhren.

Jakob Stark (svp, TG) machte mit einer weiteren Minderheit einen Kompromissvorschlag
zwischen dem Bundesrat (4%) und dem Nationalrat (1%), wobei die Investitionshéhe 2
Prozent betragen sollte.

Die dritte Minderheit um Benedikt Wurth stellte die Frage, welche Leistungen an die
Investitionspflicht angerechnet werden kénnen sollen. Er forderte, dass
Eigenproduktionen zu mindestens 50 Prozent angerechnet werden kénnten, womit die
Situation der regionalen und nationalen TV-Sender verbessert werden koénnte. Die
Kommissionsmehrheit lehnte diese Forderung ab, weil damit das eigentliche Ziel dieser
Gesetzesrevision - das unabhéngige Filmschaffen in der Schweiz zu férdern - verfehlt
wirde. Da unter Eigenproduktionen auch Formate wie Reality Shows oder Werbungen
verstanden werden koénnten, profitierten von dieser Regelung geméss Michel
mehrheitlich auslandische Werbefenster und Online-Dienste. Der Nationalrat war dem
Bundesrat gefolgt, welcher keine solchen Anrechnungen vorgesehen hatte.

In der Folge setzte sich die Minderheit Gmur-Schonenberger gegen die
Kommissionsmehrheit (mit 23 zu 22 Stimmen) durch, wéhrend die Minderheit Stark (31
zu 14 Stimmen) und die Minderheit Wirth (29 zu 16 Stimmen) abgelehnt wurden. Damit
beschloss der Sténderat folglich, eine Investitionspflicht von 4 Prozent mit der
Méglichkeit einer Ersatzabgabe einzuflhren. Angerechnet werden dirften zudem
Werbeleistungen bis zu CHF 500'000, aber keine Eigenproduktionen. Damit schuf der
Sténderat die zwei letzten Differenzen zum Nationalrat.

In der Gesamtabstimmung nahm der Stédnderat den Entwurf mit 35 zu 9 Stimmen (bei 1
Enthaltung) an und gab ihn mit vier offenen Differenzen zurick an die grosse Kammer. '

In der Herbstsession 2022 - knapp eine Woche nach dem Nationalrat - befasste sich
der Standerat mit der Differenzbereinigung zum neuen Bundesgesetz iiber den
Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiele. Auf der Traktandenliste standen
noch vier Differenzen, auf welche der Nationalrat weiterhin bestanden hatte. Die
Mehrheit der vorberatenden WBK-SR wollte an zweien dieser Differenzen ebenfalls
weiterhin festhalten.

Der Nationalrat hatte darauf bestanden, dass Expertinnen und Experten als standige
Mitglieder in die Branchenorganisationen einzubinden seien. Die Rate héatten sich
bereits darauf geeinigt, dass auf den bestehenden Branchenorganisationen aufgebaut
werden solle, statt neue Jugendschutzorganisationen zu grinden, hielt
Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) fest. Da die Branchenorganisationen
nebst Jugendschutzregelungen auch andere Themen behandeln wirden, wie etwa
Fragen rund um den Markt, brauche es jeweils unterschiedliche Expertinnen und
Experten, womit es nicht sinnvoll sei, diese als standige Mitglieder aufzunehmen. Der
Standerat hielt in der Folge stillschweigend an dieser Differenz fest.

Auch bezlglich der Differenz zu den Mikrotransaktionen (Geldzahlungen z.B. fir
virtuelle Guter in Computerspielen) folgte der Standerat stillschweigend dem Antrag der
WBK-SR zur Streichung der Regelung. Die Mikrotransaktionen seien eine Funktion und
nicht eine inhaltliche Frage. Da sich solche technischen Fragen stdndig &ndern warden,
konne eine Regelung bis zum Inkrafttreten des Gesetzes bereits wieder Uberholt sein,
argumentierte der Kommissionssprecher.

Ein Entgegenkommen beantragte die Kommissionsmehrheit hingegen bezlglich der
Medienkompetenz. Inhaltlich  spreche nichts gegen eine Forderung der
Medienkompetenz, da es hier nicht um Verbote, sondern um die Férderung der
Verantwortung von Eltern sowie Kindern und Jugendlichen gehe, betonte Michel. Und
auch wenn eine solche Regelung fur die obligatorische Schulzeit in den
Handlungsbereich der Kantone falle, konne der Bundesrat ausserhalb dieses Bereichs,
im Sinne einer «Erganzung der Anstrengungen der Kantone», durchaus aktiv werden.
Eine Kommissionsminderheit, angefihrt von Andrea Gmur-Schénenberger (mitte, LU),
wollte an der Differenz festhalten und die Medienforderung streichen. Es brauche hier
keine gesetzliche Regelung, da der Bund bereits aktiv sei. Auch sie verwies auf das
Prinzip der Subsidiaritdt und die Handlungskompetenz der Kantone. In der Folge
entschied der Stdnderat mit 24 zu 20 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) knapp, der
Minderheit zu folgen und von einer Erganzung der Medienkompetenzférderung
abzusehen. Somit hielt er auch an dieser Differenz fest. Der Forderung des
Nationalrates, dass Filme und Videospiele, welche vor Inkrafttreten des Gesetzes auf
den Markt kamen, auch eine Alterskennzeichnung erhalten missen, kam der Stdnderat
ohne Gegenantrag entgegen.

Damit ging das Geschéaft mit drei verbleibenden Differenzen abermals zurick an den
Nationalrat. ?
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1) AB SR, 2021, S. 743 ff.; Medienmitteilung WBK-SR vom 2.2.21; Medienmitteilung WBK-SR vom 23.2.21; Medienmitteilung
WBK-SR vom 27.4.21
2) AB SR, 2022, 8. 777 f.
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